


 

 

 

 

 





Der Bundesrat besteht aus sieben Mitgliedern. Jedes Mitglied steht einem Departement vor. Sie 

treffen sich in der Regel mittwochs zur Bundesratssitzung. Diese wird vom Bundeskanzler 

vorbereitet und vom Bundespräsidenten geleitet. Der Bundesrat setzt sich nicht mehr nur aus 

Männern zusammen, wie dies bis zur Jahrtausendwende fast durchwegs der Fall war. Im aktuellen 

Bundesrat sitzen drei Bundesrätinnen. Der Bundesrat wird von der Bundesversammlung für eine 

Amtsdauer von vier Jahren gewählt. Die Bundesversammlung besteht aus dem Nationalrat mit 200 

Sitzen und dem Ständerat mit 46 Sitzen. Beide Räte tagen viermal pro Jahr in dreiwöchigen 

Sessionen. In der übrigen Zeit des Jahres arbeiten die Politiker und Politikerinnen auf ihrem Beruf. 

So soll sichergestellt werden, dass sie den Kontakt zur Bevölkerung nicht verlieren.  

 

 

 

 

 

 

 

 



  

  

  

  

(Quelle: Eidgenössische Bundeskanzlei)

Die Volksinitiative lautet: 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 110a (neu) Lohnpolitik 

1Der höchste von einem Unternehmen bezahlte Lohn darf nicht höher sein als das Zwölffache des 

tiefsten vom gleichen Unternehmen bezahlten Lohnes. Als Lohn gilt die Summe aller Zuwendungen 

(Geld und Wert der Sach- und Dienstleistungen), welche im Zusammenhang mit einer Erwerbs-

tätigkeit entrichtet werden. 
2Der Bund erlässt die notwendigen Vorschriften. Er regelt insbesondere: 

a. die Ausnahmen, namentlich betreffend den Lohn für Personen in Ausbildung, Praktikantinnen und 

Praktikanten sowie Menschen mit geschützten Arbeitsplätzen; 

b. die Anwendung auf Leiharbeits- und Teilzeitarbeitsverhältnisse. 
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[…] 1984 verdiente der Chef eines grösseren Schweizer Unternehmens im Durchschnitt noch rund sechs 

Mal so viel wie eine Normalverdienerin. Heute bekommen die CEOs* das 43-Fache eines normalen 

Lohns. Und während sich die Manager immer schamloser bedienen, stagnieren** die Löhne der grossen 

Mehrheit. Für Familien wird es immer schwieriger, Krankenkassenprämien und Mieten zu bezahlen. Mit 

der 1:12-Initiative können wir diese Entwicklung stoppen. Die Forderung der Initiative ist so einfach wie 

wirksam: Kein Manager darf in einem Monat mehr verdienen als seine MitarbeiterInnen während des 

ganzen Jahres. Will sich der CEO selbst einen höheren Lohn auszahlen, so muss er auch die tieferen 

Löhne im Unternehmen anheben. Die 1:12-Initiative fordert eine Lohnbandbreite, wie sie noch vor 

wenigen Jahren auch bei den grossen Schweizer Unternehmen üblich war. […] Stimmen Sie deshalb JA 

zur 1:12-Initiative und helfen Sie mit, die Abzocker zu stoppen!  (Quelle: Erläuterungen des Bundesrates, 

Volksabstimmungen 24.11.2013) 

 

*CEO = Chief Executive Officer, Geschäftsführer/ Geschäftsführerin  

**stagnieren = sich nicht verändern, sich nicht weiterentwickeln. 



 

 

 

 

 

 



 

 

 



 

       

 

 

 

 

 

 



 



 
Die Erbschaftssteuer ist von den Personen zu entrichten, die den Nachlass übernehmen. Die Berech-

nungsgrundlage ist der Wert des übertragenen Vermögens. Zuwendungen von persönlichen und 

Hausrat-Gegenständen werden in den meisten Kantonen nicht besteuert. In der Regel sind 

Ehegatten und Personen in eingetragener Partnerschaft untereinander sowie Nachkommen, Stief- 

oder Pflegekinder steuerbefreit. Wird eine Steuer erhoben, ist die Höhe meist abhängig von der 

Höhe des Vermögensanfalles sowie vom Verwandtschaftsgrad des Erben zur verstorbenen Person. 

Je näher verwandt desto geringer der Steueransatz. (Quelle: ch.ch) 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

«Wir kämpfen – notfalls bis vor Gericht» 
 

In Belp bei Bern ist der Ärger unter Mietern einer Primavera-Siedlung gross. Streitpunkt sind 

überrissene oder zu hohe Nebenkostenabrechnungen. Die Mieter fordern insgesamt über 97'000 

Franken zurück. Doch die Verwaltung stellt sich quer. 

 

Elisabeth Messerli (63) ist richtig wütend. Der Grund ist die Nebenkostenabrechnung ihrer Ver-

waltung Primavera. Der Ärger begann Ende Mai 2019. «Wir hatten die Abrechnung für 2016/17          

bekommen», erzählt Rentnerin Messerli aus Belp dem BLICK. «Sofort habe ich gestutzt. Der 

Betrag  war viel höher als sonst.» 



 

Besonders augenfällig: Die Wasserkosten haben sich mehr als verdoppelt. Schnell stellt die Mieterin 

fest, dass die Nebenkostenabrechnung zwar wie üblich für ein Jahr gemacht wurde, aber das Wasser 

von 18 Monaten drin ist. «Da haben sie uns doch sechs Monate reingeschmuggelt!», empört sich 

Messerli. 

 

Für ihre 4-Zimmer-Wohnung sollen sie und ihr Partner Max Hurni (64) insgesamt 1280 Franken 

nachzahlen. Zuvor waren es jeweils zwischen 200 und 300 Franken. Als sich Messerli und Hurni 

bei Nachbarn umhören, zeigt sich, dass alle Mieter des Hauses deutlich mehr zahlen müssen. 

  

Die Siedlung besteht aus drei Häusern mit insgesamt 72 Wohnungen. Im mittleren Block sind die 

geforderten Nachzahlungen etwas tiefer als bei Messerli und ihren Haus-Mitbewohnern. Im hinter-

sten erhalten Mieter für die gleiche Periode Rückzahlungen. Das Total der Rückforderungen aus 

den drei Häusern: 97'708.95 Franken für die Jahre 2008 bis 2018. 37 der verärgerten Mieter 

organisieren sich und beschliessen, sich gegen die Primavera zu wehren. Sie verlangten Einsicht in 

die Belege. 

 

Verschiedene Ausreden 
 

«Als wir uns die Abrechnung genauer angeschaut haben, entdeckten wir noch viele weitere Un-

stimmigkeiten. Unser Ärger wurde immer grösser», so Messerli. Ein Beispiel sei der Hauswart. Die 

Mieter des ersten Hauses zahlten die letzten neun Jahre die Miete für die Einstellhallenplätze, wo 

seine Maschinen lagern. Der externe Hauswart aber benutze die Geräte auch noch für andere 

Liegenschaften. Die Mieter wollen das nicht finanzieren, denn er könne die Kosten ja bei seiner 

Buchhaltung abziehen, fordern sie. 

 

Bei einer zweiten Akteneinsicht entdecken die Mieter Unterschiede bei den Treppenhauskosten. Der 

hinterste Block zahlt weniger. Als sie sich nach dem Warum erkundigten, hiess es: «‹Dort gibt’s 

mehr Leerwohnungen.› Als ob der Hauswart dann weniger putzt.» Für Messerli nur ein Beispiel 

unter vielen für das unseriöse Verhalten von Primavera. 

 

Manchmal habe es geheissen, sie hätten etwas vergessen. Manchmal, dass sie im Vorjahr zu wenig 

gebucht hätten. Manchmal hätten die Quittungen gefehlt. «So kann man doch nicht arbeiten», ärgert 

sich Messerli. «Und wir sollen dafür geradestehen und einfach zahlen.»  

 

Quelle: blick.ch redigiert, 6.3.2020 



 



 

(Empfänger) Primavera Verwaltung 

 

(Ort, Datum) Zürich, 14. Juni 2021 

 

(Betreff) Unpräzise Nebenkostenabrechnung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(Absender) Priska Huber 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 



 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


